RECHTSANWALTSPRUFUNG FRUHJIAHR 2022

SCHRIFTLICHE PRUFUNG VOM 28.02.2022 1M FACH STAATSRECHT

Priifungsaufgabe:

Sie sind gerichtlich bestellter Beistand des A. Establishment. Gehen Sie davon aus, dass lhnen derangefiigte
Obergerichtsbeschluss am 14.4.2017 an lhre Kanzleiadresse an der Landstrasse 4, 9490 Vaduz, zugestellt
wurde und dass Sie am 20.4.2017 Individualbeschwerde an den Staatsgerichtshof erhoben haben. Ebenfalls
angefuigtist die Ubersetzung einer polnischen Gerichtsentscheidung, welche Sie dem Obergericht samt Kopie

des Originals erganzend zu |hrer bei diesem erhobenen Beschwerde nachgereicht haben.

Ich wiinsche lhnenviel Erfolg!

Triesen, 28.02.2022/Hilmar Hoch

Beilagen:
- Obergerichtsbeschluss 13 RS .| - 20

- Ubersetzung polnische Gerichtsentscheidung



Aktenzeichen bitte immer anfGhren

13 RS.
ON 20

BESCHLUSS

Das Furstliche Obergericht, 2. Senat, hat durch den vorsitzenden Richter

lic. iur. | GG ..M. sowie den Beisitzer Dr. | EEEEEEGEE L. .
und den Oberrichter Dr. |l o/s Weitere Mitglieder des Senates in

der

Strafrechtshilfesache

des Ermittlungskommitees Belarus fUr das dort gegen 1) T.M., 2) F. G., 3) E.
A., und 4) U.T. [unbekannte Taterschaft] wegen des Verdachtes des
Verstosses gegen Art 209 (Betrug) und Art 235 (Geldwdasche) des Strafge-
setzbuches der Republik Belarus gefGhrte Strafverfahren Gber die Be-
schwerde des A. Establishment (geldscht) vom 15.02.2017 (ON 16) gegen
den Beschluss des Furstlichen Landgerichtes vom 24.01.2017 (ON 15) nach
Anhdrung der Liechtensteinischen Staatsanwaltschaft (AVBS. 4) in nicht-
offentlicher Sitzung am 10.04.2017 im Beisein der SchriftfUhrerin || IR

I
beschlossen:
A) Der Schriftsatz der Beschwerdefihrerin vom 10.03.2017
wird zurickgewiesen.
B) Der Beschwerde wird teilweise Folge gegeben und der

angefochtene Beschluss dahingehend abgedndert, dass
er zvu lauten hat wie folgt:



Der um Rechtishilfe ersuchenden Behorde werden folgende
Informationen mitgeteilt und Urkunden in Kopie Ubermittelt:

1.

2,

5. Die Ubersendung dieser Unterlagen erfolgt mit der
Auflage, dass sie im ersuchenden Staat weder zu Be-
weis- oder Erhebungszwecken wegen einer vor ihrer
Ubergabe begangenen Handlung, auf die sich die
Rechishilfebewilligung nicht ersireckt, noch zu Be-
weis- oder Erhebungszwecken wegen einer oder
mebhrerer fur sich allein nicht der Rechtshilfe unterlie-
genden Handlungen verwendet werden durfen, und
bei einer Anderung derrechtlichen Wirdigung der der
Rechtshilfe zugrunde liegenden Handlung oder bei
Anwendung anderer als der urspringlich angenom-
menen sirafgesetzlichen Bestimmungen die Verwen-
dung der Ubermittelten Unterlagen nur insoweit erfol-
gen darf, alsdie Rechtshilfe auch unterden neuven Ge-
sichtspunkten zulassig ware.

Begrundung:

Mit Beschluss vom 28.10.2016 (ON 6) forderte das Erstgericht die VP
Bank AG gemdss § 98a Abs. 1 StPO auf, die in jenem Beschluss na-
her bezeichneten Unterlagen binnen 14 Tagen herauszugeben,
und beschlagnahmte diese Unterlagen. Es begrindete seine Ent-
scheidung wie nachstehend ersichtlich: [...]
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Die VP Bank AG kam dieser Aufforderung auftragsgemdss nach
und gab mit Begleitschreiben vom 18.11.2016 die gewUnschten
Unterlagen heraus (ON 7).

Nach Bestellung eines Beistandes fUr die geldschte Beschwerde-
fOhrerin, welche zu Register Nr. FL-0001.517.423-1 im Handelsregis-
ter eingetragen gewesen war, durch das Ausserstreitgericht mit
Beschluss vom 07.12.2016, GZ 7 HG.2I-2. beteiligtesich die-
ser am Verfahren und sprach sich mit Schriftsatz vom 23.01.2017
(ON 14), auf den verwiesen werden kann, gegen die beabsich-
tigte (vgl. ON 8) Ausfolgung der von der VP Bank AG herausgege-
benen Unterlagen aus.

Mit dem nunmehr angefochtenen Beschluss entschied das Erstge-
richt, die von der VP Bank AG laut ON 7 herausgegebenen Unter-
lagen der ersuchenden Behdrde unter BeifUgung eines Speziali-
tatsvorbehaltes (Art. 52 Abs. 4 RHG) vollumfanglich auszufolgen
(ON 15). Es begrindete seine Entscheidung unter Hinweis auf die
Begrindung des Beschlusses ON 6 wie folgt:[...]

Gegen diesen am 01.02.2017 zugestellten Beschluss richtet sich die
am 15.02.2017 Uberreichte und damit rechtzeitige (Art. 77 Abs. 2
RHG iVm § 241 Abs. 2 StPO) und auch zuldssige (Art. 58c RHG) Be-
schwerde, die unterVorlage zahlreicher neuer Urkunden im Antrag
mundet, den angefochtenen Beschluss wegen Unzuldssigkeit der
Rechtshilfegewdhrung ersatzlos aufzuheben, in eventu ihn aufzu-
heben und die Rechtshilfesache zur neuerlichen Entscheidung un-
ter Bindung an die Rechtsansicht des Obergerichtes an die Vo-
rinstanzzurickzuverweisen.Zugleich wird ein Kostenantrag gestelit.

Die Liechtensteinische Staatsanwaltschaft verzichtete auf eine
Gegendusserung zur Beschwerde (AVBS. 5).

Der Beschwerde kommt teilweise Berechtigung zu (bei der Be-
handlung der Beschwerde wird der Gliederung des Beschwerde-
vorbringens gefolgt):

Auf das gegenstdndliche Rechtshilfeersuchen ist gemdss Art. 1
RHG das Europdische RechtshilfeGbereinkommen (ERHU) und das



6.2

Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korruption anzu-
wenden, da sowohl das Furstentum Liechtenstein als auch Belarus
(,Weissrussland*) Vertragsstaaten dieser beiden Ubereinkommen
sind.

Die BeschwerdefUhrerin macht zuné&chst geltend, dass die Ge-
wdahrung von Rechtshilfe schon deshalb unzuldssig ware, weil zu
befUrchten sei, dass das Strafverfahren im ersuchenden Staat den
Grundsatzen von Art. 3 und 6 EMRK nicht entsprechen wurde. Die
dazu mit der Beschwerde vorgelegten Urkunden (Beilagen 1 bis 7
laut Beilagenverzeichnis, S. 24 in ON 16) beziehen sich samt und
sonders jedoch nicht auf das gegenstdndliche Verfahren, sondern
legen allgemein dar, dass keine freien Wahlen stattfdndenund po-
litisch motivierte und unfaire Prozesse durchgefUhrt wirden. Aller-
dings ist auch dem Bericht ,,Zur Lage der Menschenrechte in Bela-
rus“ nicht zu entnehmen, dass durchwegs bzw. systematisch un-
faire Prozesse stattfGnden, sondern es sei vielmehr so, dass etwa
die Unabhdangigkeit der Gerichte ,,zerbrechlich* sei und nicht je-
dem in jeder Angelegenheit gleichermassen garantiert werde (er-
wdahnter Bericht, S. 49).

Ob im Weiteren in das Strafverfahren in Weissrussland ein Richter
involviert ist, wie in der Beschwerde vorgebracht wird, der bereits
in anderen Fallen wegen von inm erlassenen Urteilen,,wegen Men-
schenrechtsverletzungen sanktioniert* worden sei oder nicht, ist
Folgendes auszufUhren: Abgesehen davon, dass in der Be-
schwerde nicht vorgebracht worden ist, worin die ,,Sanktionierung
wegen Menschenrechtsverletzungen® bestehen und um welche
Menschenrechtsverletzungen es sich handeln soll, gibt es auch in
anderen Staaten beispielsweise Verurteilungen wegen (wie es die
BeschwerdefUhrerin schreibt) ,Menschenrechtsverletzungen®. So
ist etwa die Bundesrepublik Deutschland, sicher ein lupenreiner
Rechtsstaat, mit Urteil des Europdischen Gerichtshofs fir Men-
schenrechte vom 19.01.2017, Bsw. 32377/12 Werra Naturstein
GmbH & CO KG, verurteilt worden, und zwar wegen ,,Verletzung
des Rechts des beschwerdefUhrenden Unternehmens auf friedli-
chen Genuss seines Eigentums*. Gleiches gilt fUr die hiesigen or-
dentlichen Instanzen, deren BeschlUsse vom Staatsgerichtshof un-
ter gleichzeitiger Feststellung der Verletzung verfassungsmassig
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und durch die EMRK gewdbhrleisteter Rechte gelegentlich aufge-
hoben werden. Niemand k&me jedoch auf die Idee, die Richter
des deutschen Bundesverfassungsgerichts, die die Verfassungsbe-
schwerde nicht zur Entscheidung angenommen hatten, bzw. die
Mitglieder der liechtensteinischen Oberinstanzen als ,wegen Men-
schenrechtsverletzungen sanktioniert* zu bezeichnen.

Letztlich gibt jedoch den Ausschlag, dass sich das Furstentum
Liechtenstein und Belarus abgesehen vom ERHU auch im bereits
erwdhnten Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen Kor-
ruption dahingehend verbunden haben, gemeinsam (natUrlich
auch mit anderen Staaten)die internationale Zusammenarbeit bei
der Forderung, Erleichterung und UnterstUtzung der Bekdmpfung
von Korruption zu bezwecken. Wenn die politischen Entschei-
dungstrager des FUrstentums Liechtenstein erklGren, einem derarti-
gen Ubereinkommen beizutreten, und dieses bis datoungekindigt
besteht, so kdnnten die Gerichte nur in extremen Ausnahmefdllen
von den dort statuierten volkerrechtlichen Verpflichtungen, die
gegenuber jedem Vertragsstaat und damit auch gegenUtber Bela-
rus bestehen, abweichen, und so ein extremer Ausnahmefall ist
hier jedenfalls nicht gegeben.

Was zudem die Entscheidung des Bezirksgerichts Warschau vom
20.02.2017 betrifft, so erging diese nach Einreichung der gegen-
standlichen Beschwerde und wurde erst mit Schriftsatz vom
10.03.2017 vorgelegt. Dieser verspdtete Schriftsatz war spruchge-
mass zurickzuweisen und die vorgelegte Entscheidung konnte
deshalb nicht mehr berbcksichtigt werden, weil die Rechtsmittel
frist einfach unterlaufen werden kdnnte, wenn noch weitere
Schriftsétze nach Fristablauf nachgereicht werden kénnten. Hier-
von abgesehen vermag eine — erst noch bloss erstinstanzliche -
ausldndische Entscheidung die Rechtshilfeleistung, basierend auf
volkerrechtlichen Vertrdgen, nicht zu prdjudizieren, zumal es sich
dort um eine (abschlagige) Auslieferungsentscheidung gehandelt
hat,die in erster Linie damit begrindet wurde, dass sich der dortige
Betroffene E. A (auch er ist im gegenstdndlichen weissrussischen
Verfahren Verddchtiger) zur Glaubensgemeinschaft der ,,Zeugen
Jehovas" bekenne - einer Glaubensgemeinschaft, die nach den
AusfUGhrungen in jener Entscheidung in Weissrussland als extremisti-
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sche Organisation bezeichnet und verboten worden sei. Festge-
stellt wurde weiters,dass Zeugen Jehovasin Weissrussland schlech-
ter als andere Haftlinge behandelt wirden und ihnen die Aus-
Ubung ihrer Religion in der Strafvollzugsanstalt nicht nur verboten
sei, sondern die Religionszugehdrigkeit auch zu DemUtigungen,
Folter oder anderen unmenschlichen Behandlungen fUhre. Richtig
ist zwar, dass die Auslieferungletztlich,,aus der VerknUpfung zweier
Umstdnde* abgelehnt wurde, ndmlich dem von E. A. ausgeubten
Glauben und ,den fragwUrdigen Beweisgrundlagen und dem
Charakter des Rechtsverfahrens”. In Bezug auf Letzteres wurde
festgestellt,dass das gegen den Genannten in Weissrussland ge-
fuhrte Strafverfahren ,,politischen Charakter haben kénnte”.

Dies ist wie folgt zu wurdigen: Insgesamt wird in dieser Entschei-
dung zu einer politischen Motivation nur wenig Konkretes ange-
fOhrt. Hinzu kommt, dass es in dieser Entscheidung um die Ausliefe-
rung des Verddchtigen E. A. nach Weissrussland ging und aus der
Entscheidung hervorgeht, dass die Auslieferung priméar wegen der
religidsen Gesinnung des Verddchtigen (Zeuge Jehovas) nicht er-
folgte. Dem Beschwerdegericht ist naturgemdss auch nicht be-
kannt, welche Beweise im Einzelnen im Auslieferungsverfahren in
Polen vorgelegt wurden.Im Ubrigen ist ein Verfahren Ober die Aus-
lieferung einer Person nicht mit einem Verfahren Uber Heraus-
gabe/Beschlagnahme gleichzusetzen.

Bezugnahme auf unverdffentlichte Entscheidungen:

Die BeschwerdefUhrerin kritisiert, das Erstgericht hatte sich im an-
gefochtenen Beschluss auf unverdffentlichte Entscheidungen des
StGH bezogen. Es kbnne nicht angehen, dass sich ein Gericht auf
eine Rechtsprechung beziehe, welche nicht &ffentlich zugdnglich
sei. Die BeschwerdefUhrerin kbnne somit nicht Uberprifen, ob
diese Rechtsprechungtatséchlichin dieser Form existiere. Zudem
werde es ihr verunmaoglicht, etwa die anderen in jenen Entschei-
dungen getroffenen Erwdgungen sowie die dortigen Umstande zu
prifen und Unterschiede zur gegenstdndlichen Angelegenheit
auszumachen. Ein solches Vorgehen sei nicht zuldssig.

Aber auch mit diesem Vorbringen ist die BeschwerdefUhrerin nicht
im Recht:
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6.6 ff.

Es ist zwar richtig, dass die vom Erstgericht zitierte StGH-Entschet-
dungen (soweit ersichtlich) nicht publiziert wurden.

Auch wenn eine Anonymisierung der betreffenden Entscheidun-
gen offenbar nicht rechtzeitig vor Ablauf der Beschwerdefrist er-
folgte, ist daraus fur die BeschwerdefUhrerin nichts zu gewinnen.
Dass einem Rechtsmittelwerber zwingend alle in der angefochte-
nen Entscheidung zitierten Urteile und BeschlUsse vorliegen mus-
sen, ist weder gesetzlich vorgesehen noch verlangt dies die Recht-
sprechung.

Der Vollstandigkeit halber sei schliesslich noch angefUhrt, dass der
OGH in einem Beschluss vom 04.05.2016, 12 UR. - 103. auf
das Vorbringen in einer Revisionsbeschwerde, wonach sich Unter-
instanzen auf eine unverdffentlichte Entscheidung des Furstlichen
Obersten Gerichtshofes bezogen hdatten, Folgendes erwiderte:
+Abschliessend sei noch darauf hingewiesen, dass keine Bestim-
mung der Strafprozessordnung die Gerichte verpflichtet, die in ih-
ren Entscheidungen zitierten Entscheidungen anderer Gerichte o-
der Hinweise auf juristische Literatur den Betroffenen mit seiner Ent-
scheidung zuzustellen.” Diesen AusfGhrungen des FUrstlichen
Obersten Gerichtshofes schliesst sich das FUrstliche Obergericht
vollinhaltlich an. Zudem hat der OGH zuletzt mit Beschluss vom
20.01.2017, 11 ESHE. ovusgefihrt, dass es darauf ankommt, ob
die zitierte und nicht verdffentlichte Entscheidung einem Be-
schwerdefUhrer tatsdchlich zugdnglich war, und dass jedermann
Anspruch auf Ubermittlung einer bestimmten héchstgerichtlichen
anonymisierten Entscheidung hat. Die BeschwerdefUhrerin bringt
nichts betreffend BemUhungen in diese Richtung vor.

Zusammengefasst entspricht das Rechtshilfeersuchen - wie darge-
legt - den Anforderungen des ERHU und des hier anzuwendenden
Ubereinkommens der Vereinten Nationen gegen Korruption.

[Es folgen Erwdagungen, weshalb das Ausfolgungssubstrat gegen-
Uber der erstinstanzlichen Entscheidung einzugrenzen war.]



6.9 Zusammengefasst liegen sémtliche Voraussetzungen fur die Ge-
wdahrung von Rechtshilfe (im eingeschrénkten Umfanglaut Spruch)

Vor.
Furstliches Obergericht, 2. Senat
Vaduz, am 10.04.2017
Der Vorsitzende:
lic. iur. I
FUr die Richtigkeit der Ausfertigung
I

LV:
1. STA
2. Beistand

3. Akt zurGck an FUrstliches Landgericht



Ubersetzung aus dem Polnischen ins Deutsche, Interlingua Anstalt, Vaduz 02.03.2017

AZ 1| Akz

GERICHTSBESCHLUSS
10. Februar 2017

Das Bezirksgericht in Warschau, 2. Strafabteilung, in der Zusammensetzung:

Vorsitzender: Richter, Piotr | R
Protokollfihrer: Damian | N

unter Mitwirkung der Staatsanwaltin der Bezirksstaatsanwaltschaft in Warschau, Krystyna |-

WL AZ 111 Kop I
zur Rechtssache des E. A., verdachtigt der Straftat nach Artikel 160, Sektion 4, des Strafgesetzbu-

ches [StGB] von Belarus,
auf Feststellung der rechtlichen Unzuldssigkeit der Auslieferung des Verdéchtigten nach Belarus
nach Art. 437 § 1 des StGB

beschliesst

Die Auslieferung ist unzulassig.

BEGRUNDUNG

Der Staatsanwalt bringt vor, die Befiirchtung, dass es in Belarus zur Freiheits- und Rechtsver-
letzung zu Lastenvon E. A. kommen koénne, sei nicht gerechtfertigt.

Der Staatsanwalt betont, dass die Auslieferung einer verfolgten Person nach Belarus nicht
auch gleich zur Verletzung ihrer Religionsrechte flihren wirde. Nach Ansicht des Staatsanwalts lie-
ferte das Beweisverfahren keinerlei Grundlagen fiir die Feststellung, dass E. A. tatséchlich ein Mit-
glied der Zeugen Jehovas ist, insbesondere macht er geltend, dass der Genannte keine der formalen,
in der schriftlichen Dokumentation der Vereinigung der Zeugen Jehovas in Polen genannten Kriterien
erflllt. Das Beweisverfahren habe nur ergeben, dass die verfolgte Person sich zum Glauben der Zeu-
gen Jehovas bekennt. Der Staatsanwalt betonte auch, dass die von dem Verteidiger des Verfolgten zur
Vernehmung benannten Zeugen, die zur Familie gehdren oder seine engen Freunde sind und nur eine
ganz allgemeine Kenntnis des Interesses des Verfolgten an den Zeugen Jehovas besitzen, auf keine
Weise die Gefahr einer religiosen Verfolgung von E. A. bestétigten. Darliber hinaus seidas Dokument
tber die arztlichen Empfehlungen, unter Beriicksichtigung der religiosen und ethischen Anschauungen
des Konfessionsverbandes, mit dem sich der Verfolgte identifiziert, mit dusserster VVorsicht zu bewer-
ten, inshesondere weil dieses Dokument von der Mutter von E. A., Arztin von Beruf, zur Verfiigung
gestellt wurde. Nach Auffassung des Staatsanwalts wurden seitens der Verteidigung keine Beweise
geliefert oder Personen zur Vernehmung geladen, welche die Tatigkeit oder das Engagement des Ver-
folgten in dem besagten Bereich hatten bestétigen kénnen. Es wurde weder der Name der Glaubens-
gemeinde noch hochrangige Personenbenannt, die bestétigen konnten, dass der Verfolgte ein Mitglied
der Gemeinde ist. Es wurde auch kein Name einer hochrangigen Person in der Gemeinde benannt, die
die aufgefiihrten Umstande hétte bestétigen konnen. Der Staatsanwalt wandte noch ein, dass die Er-
klarungen des Verfolgten unglaubwiirdig, inkonsequent, bruchstiickhaft und widersprichlich seien an-
gesichts der Tatsache, dass E. A. einen gefalschten Ausweis, d.h. einen litauischen Pass, besass, was



den Wert seiner Aussage, es sei ihm gar nicht bewusst, von den Behdrden von Belarus gesucht zu
werden, schwéche.

Der Staatsanwalt beantragt eine Entscheidung, die die rechtliche Zuldssigkeit der Auslieferung
des verfolgten E. A. an Belarus bejaht.

Demgegenuber beantragen die Verteidiger des Verfolgten die Ablehnung der Auslieferung.

Das Gericht e rwagt:

Das Auslieferungsgesuch wird abgewiesen.

Entgegen der Argumentation der Staatsanwaltschaft ergibt eine vollstandige und grindliche
Prufung des Beweismaterials Folgendes:

Erstens wird darauf verwiesen, dass das Gericht alle flr die Entscheidung tber den vom Staat
gestellten Antrag auf Auslieferung im Hinblick auf allfallige Auslieferungshindernisse wesentlichen
Rechtsakte zu priifen hat, ndmlich: die polnische Verfassung (Art. 55 Abs. 4), die von Polen ratifizier-
ten Verordnungen: Europdisches Auslieferungsiibereinkommen, abgeschlossen in Paris am 13. De-
zember 1957, mit Zusatzprotokoll, abgeschlossen in Stratburg am 15. Oktober 1975, mit dem Zweiten
Zusatzprotokoll, abgeschlossen in StralRburgam 17. Mérz 1978, Europdische Menschenrechtskonven-
tion, unterzeichnet in Rom am 4. November 1950, gedndert durch die Protokolle 3,5 und 8 und ergénzt
mit dem Protokoll Nr. 2, UN-Antifolterkonvention vom 10. Dezember 1984 und die VVorschriften des
Kapitels 65 StGB. Weiterhin sind Feststellungen zum Vorliegen von Auslieferungshindernissen an-
hand der mit den Zeugenaussagen gelieferten Beweise und Unterlagen zu treffen, wie nachstehend
naher aufgefihrt. Diese haben entgegen der Auffassung des Staatsanwalts keinen allgemeingiltigen
Charakter, sondern beziehen sich direkt auf den Verfolgten.

Es ist hier zu betonen, dass unter Berticksichtigung der Rechtsprechung der ordentlichen Ge-
richte und internationalen Gerichtshofe in derart gelagerten Fallen zuerst einmal festgestellt werden
muss, ob Hindernisse zur Auslieferung einer verfolgten Person vorhanden sind, insbesondere im Hin-
blick auf eine drohende Freiheitsverletzung oder unzuldssige Behandlung der verfolgten Person. Das
Gericht muss zuerst die voraussichtlichen Folgen einer Auslieferung des Betroffenen in den Empfan-
gerstaat unter Berlicksichtigung der allgemeinen, in dem betreffenden Staat herrschenden Umsténde
und der individuellen Umsténde des Betroffenen priifen. Es missen Beweise fir das VVorhandensein
ernsthafter Griinde vorgelegt werden, die befurchten lassen, dass die Auslieferung die verfolgte Person
der Verletzung seiner Menschenrechte, der Folter, unmenschlicher Behandlung oder Bestrafung aus-
setzen wirde. Im Hinblick auf die in dem betreffenden Staat vorhandenen Umsténde kommt das Ge-
richt zu der Erkenntnis, dass vorliegende Informationen aus den Berichten unabhéngiger internationa-
ler Organisationen zum Schutz der Menschenrechte oder aus staatlichen Quellen von Bedeutung sind.

Soweit es um die Bewertung der Stichhaltigkeit der Argumentation des Staatsanwalts geht,
fallt es dem Gericht schwer, der vom Staatsanwalt formulierten Ansicht beizupflichten, das vorlie-
gende Beweismaterial bilde keine ausreichende Grundlage fur die Schlussfolgerung, dasvon Belarus
gegen E. A. eingeleitete Strafverfahren habe einen politischen Charakter, sei nur ein Vorwand, um
dahinter den tatsachlichen Zweck der Einleitung des betreffenden Strafverfahrens zu verbergen. An-
gesichts der vom Gericht gesammelten Beweise und der Aussagen der Zeugen, u.a. J. S., AA., V. A,
T. B.und D. A., muss der Zweck des Strafverfahrens gegen den Verfolgten begriindete Bedenken
auslosen. Hier ist zusétzlich auch noch der Inhalt des von D. A. ersteliten Gutachtens, das sich auf
Materialkopien des Strafverfahrens gegen verschiedene Mitbeschuldigte, darunter auch gegen die



verfolgte Person, stiitzt, in Betracht zu ziehen. Vor dem Hintergrund des Verfahrens losen die Beweis-
grundlagen des Strafverfahrens gegen E. A. zahlreiche Bedenken aus. Diese Beweise belegen, dass
das gefiihrte Strafverfahren politischen Charakter haben konnte. Tatsdchlich war es das Ziel dieses
Verfahrens, die private Gesellschaft der Beschuldigten in das Konkursverfahren zu fihren, um sie
dann vom Staat tbernehmen zu kénnen. Der im angefochtenen Gerichtsbeschluss ausgedriickten, auf
die Beweismaterialien gestitzten Ansicht, die von den Gerichten in Belarus geflhrten Strafverfahren
dienten dem Kampf gegen die Opposition oder Wettbewerber, der Starkung der Machtposition oder
der Ubernahme der Aktiva der Gesellschaft der Beschuldigten durch den Staat, ist zuzustimmen. Es
ist sehr wahrscheinlich, dass eine derartige Situation auch in dem vorliegenden Fall vorgelegen hat,
wovon u.a. die Art der Rechtsanwendung zeugt. Die mutmassliche Zusammenarbeit der Vertreter der
Gesellschaft mit einem der bekanntesten belarussischen Oppositionellen, E. W., ist von grosser Be-
deutung fur das Rechtsverfahren, da es Bedenken auslost, dass dieses VerfahrengegenE. A. eine Form
von Repression zur Verhinderung dieser Zusammenarbeit bildet.

Auch sind die Umsténde, mit denen dem Verfolgten die Straftat auf dem Gebiet von Belarus
und Grossbritanniens vorgeworfen wurde, zu betonen, da Grossbritannien nicht nur Uber gar keine
Angaben dazu verfligt, sondern auch iberhaupt kein Rechtsverfahrengegenden Verfolgten eingeleitet
hat.

Die Bewertung der die Grundlage der zuvor genannten Erkenntnisse bildenden Beweise ist
jedenfalls gerechtfertigt, dasie denin Art. 7 des StGB bestimmten Rahmen nicht iberschreitet, logisch
erscheinen und die Prinzipien der Lebenserfahrung ber(cksichtigen.

Die Erkenntnis ist gerechtfertigt, dass E. A. sich mit den Zeugen Jehovas identifiziert, die in
Belarus als extremistische Organisation bezeichnet und dann auch verboten wurde, was unumstritten
ist. Dabei ist die Tatsache einer formellen Mitgliedschaft des Verfolgten in der Gemeinde der Zeugen
Jehovas zu beriicksichtigen, da E. A. zwar nicht in diesem Glauben getauft wurde, aber im Hinblick
auf die Befunde eindeutig davon ausgegangen werden kann, dass er sich seit seinem Aufenthalt in
Gdansk, im Jahre 2010 zu dieser Religion bekennt. Dies belegen nicht nur die Erlauterungen des Ver-
folgten, sondern auch die Zeugenaussagenvon D. Y., E. K., N.A., V. A.und P. S. Auch die gegeniiber
dem belarussischen Rechtsanwalt Kulijew Ruslan abgegebene Erklarung und der Inhalt der am
12.09.2015 von E. A. erteilten Vollmacht (ber die medizinische Betreuung im Zusammenhang mit
seiner Teilnahme an der Segelregatta, der die religiosen und ethischen Aspekte der Zeugen Jehovas
bertcksichtigt, sind ein Beweis fir die bereits erlauterten Argumente. Gemass den Informationen des
Leiters der Strafvollzugsanstalt in Warschau hat E. A. wahrend seiner Untersuchungshaft an Ver-
sammlungen der Zeugen Jehovas teilgenommen.

Der Erkenntniswert der Zeugenaussagen wird vom Staatsanwalt bestritten, da die Zeugen nahe
Familie oder enge Freunde des Verfolgten seien. Es wird darauf verwiesen, dass gerade unter Beriick-
sichtigung der vom Staatsanwalt erwéhnten Umsténde bezlglich Diskriminierung und Untersuchungs-
haft der Zeugen Jehovas in Belarus die Erhebung von Beweismaterial und die Erlangung von Aussa-
gen anderer Zeugen, die in keinem nahen Verhaltnis zu dem Verfolgen stehen, ganz wesentlich er-
schwert ist, insbesondere weil eine offizielle Erklarung der Mitgliedschaft in der Glaubensgemeinde
der Zeugen Jehovas fir mogliche, aus Belarus stammende Zeugen ein geféhrlicher Umstand waére,
ahnlich den vom Bezirksgericht bereits ausgemachten Gefahren fiir den Verfolgten selbst. Die Erlan-
gung einer Bescheinigung (ber die Mitgliedschaft in der Glaubensgemeinde oder von Angaben des
Leiters der Glaubensgemeinde, der diese Mitgliedschaft von E. A. bei den Zeugen Jehovas bestatigen
wirde, erscheint im Hinblick auf die gegenwaértige Politik der Regierung von Belarus gegentiber dieser
Glaubensgemeinde als unmdglich, weil dies, wie bereits erwahnt, mit erheblichen Gefahren fir wei-
tere Personen verbunden wére.



Der nachsten Einwendung des Staatsanwalts, dass der Verfolgte die VVollmacht Uber medizi-
nische Betreuung seiner Mutter, die Arztin ist, erteilt hat, was die Glaubwiirdigkeit der Unterlage in
Frage stellen wirde, ist nicht zuzustimmen. Es erscheint nur allzu logisch, dass ein derartiges Schrift-
stlick derjenigen Person erteilt wird, die diese medizinische Betreuung geméss ihrem Glauben und
ihren Anschauungen potenziell gewahren kann.

Die Ermittlungen Uber die Verfolgungen und die Diskriminierung der Zeugen Jehovas in Bela-
rus stutzen sich auf die zum Zwecke dieses Verfahrens erlangten Meinungen und Stellungnahmen, sei
es des Aussenministeriums vom 15.01.2017, von Amnesty International, der Helsinki-Stiftung flr
Menschenrechte oder der Menschenrechtsorganisation Memorial, die allesamt von Fallen physischer
Gewalt und Folterungen gegen die verhafteten Zeugen Jehovas sprechen. Ausserdem ist zu betonen,
dass auch die Europdische Union Stellung zur Verfolgung der Zeugen Jehovas in Belarus genommen
hat. In ihren Erklarungen vom 10.10.2016 und 15.11.2016 betont die Européische Union, dass entge-
gen der Versicherung auf dem Gebiet von Belarus immer noch Akte der Verfolgung stattfinden. Aus
den erwahnten Beweisen geht hervor, dass Vertreter der Zeugen Jehovas seit dem Verbot ihrer religi-
6sen Tatigkeit in Belarus festgenommen, verhaftet und zu langen Haftstrafen verurteilt werden. Sie
werden auch schlechter als andere Haftlinge behandelt. Die Ausubung der Religion der Zeugen Jeho-
vas in der Strafvollzugsanstalt ist nicht nur verboten, sondern fiihrt auch zu Demutigungen, Folter oder
anderen unmenschlichen Behandlungen.

Diese Feststellungen uber die generell dramatischen Bedingungen in belarussischen Strafvoll-
zugsanstalten und die unmenschliche Behandlung und Folter der H&ftlinge sind gut belegt.

Angesichts der oben erlauterten Umstéande muss gefolgert werden, dass die Auslieferung von
E. A. nach Belarus mit einer hohen Gefahr der Verletzung der Menschenrechte und Freiheiten der
verfolgten Person behaftet ware. Diese Gefahr ist entgegen dem Einwand des Staatsanwalts nicht abs-
trakt, sondern sehr real und personenbezogen. Dies geht aus der Verkniipfung zweier Umsténde her-
vor, namlich dem vom Verfolgten ausgetibten verbotenen Glauben, den fragwirdigen Beweisgrund-
lagen und dem Charakter des Rechtverfahrens, wonach E. A. ausgeliefert werden soll. Die Ausliefe-
rung des Verfolgten nach Belarus steht im Widerspruch zu Art. 3 der Konvention zum Schutz der
Menschenrechte und Art. 3 Abs. 1 der UN Antifolterkonvention, die u.a. die Auslieferung einer Person
in einen anderen Staat verbieten, wenn ernsthafte Bedenken vorliegen, dass die betreffende Person
Folterungen ausgesetzt werden kdnnte und auch bei einer zu vermutenden Verletzung des Rechts auf
ein von unabhéngigen und unbefangenen Gerichten durchgefihrtes ordentliches Rechtsverfahren, was
wiederum in Art. 6 Abs. 1 der Menschenrechtskonvention und Art. 45 der polnischen Verfassung
verankert ist. Unter Beriicksichtigung all dessen liegen nach Art. 604 § Pkt. 5 und 7 des StGB sehr
wohl ausreichende Voraussetzungen zu der Feststellung der rechtlichen Unzuldssigkeit der Ausliefe-
rung des Verfolgten nach Belarus vor.

In Anbetracht der vorstehenden Erwagungen wurde wie im einleitenden Tenor beschlossen.

Amtsstempel Auf dem Original befinden sich
Bezirksgericht Warschau eigenhéndige Unterschriften
*2* Gerichtssekretér

Fir die Richtigkeit
Mor. I
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Aufgabenstellung:

Priifungsaufgabe war, eine Individualbeschwerde gegeneine Obergerichtsentscheidung
zu erheben betreffend die Strafrechtshilfe an Belarus (Ausfolgung von beschlagnahmten
Unterlagen). Der/die Kandidat/in erhebt diese Beschwerde als Beistand einer geldsch-
ten (liechtensteinischen) Anstalt.

Das Obergericht gab der Beschwerde in Spruchpunkt B teilweise Folge, indem das Aus-
folgungssubstrat eingeschrankt wurde. In Spruchpunkt A wurde der nach Ablauf der Be-
schwerdefrist eingereichte Schriftsatz wegen Verspatung zurlickgewiesen. Mit diesem
Schriftsatz wurde ein polnischen Urteil vorgelegt, wonach die Auslieferung eines der im
weissrussischen Strafverfahren Beschuldigten nicht bewilligt wurde; dies weil dieser
Mitglied der dort verfolgten Zeugen Jehovas ist und weil dieses Strafverfahren wahr-
scheinlich einen politischen Hintergrund hat und entsprechend eine Verletzung von Art.
3 und 6 EMRK zu befirchten ist.

Das Obergericht geht aber trotzdem auf dieses Urteil ein und argumentiert, dass dieses
primar nur die Religionszugehorigkeit dieses einen von vier Beschuldigten betreffe und
hinsichtlich des politischen Charakters des Strafverfahrens ,wenig Konkretes“ aussage.
Die sonstigen (rechtzeitig) vorgelegten Unterlagen und das entsprechende Beschwerde-
vorbringen seien zu allgemein und nicht fallspezifisch genug, um die konkrete Gefahr
entsprechender EMRK-Verletzungen aufzuzeigen.

Der Obergerichtsentscheidung fehlt ein Kostenspruch (und -begriindung) sowie eine
Rechtsmittelbelehrung.



Bewertungsraster fiir Priifungsarbeiten

Vorbemerkungen

Im Folgenden werden die einzelnen Bewertungskriterien mit der entsprechenden Punk-

tezahl aufgelistet, wobei, soweit erforderlich, auch kurze inhaltliche Hinweise gegeben

werden.

1. Formales (4 Punkte)

1.1 Formerfordernisse (2 Punkte)

1.2 Sprache und Aufbau (3 Punkte)
Die Bekdampfung der Zuriickweisung des Schriftsatzes vom 10.03. sollte unbe-
dingt an den Anfang der Grundrechtsriigen gestellt werden; als Grundlage dafir,
dass bei den weiteren Grundrechtsriigen auch dessen Inhalt berticksichtigt wer-
den kann. Denn der Inhalt dieses Schriftsatzes stellt das Hauptargument fiir die
zentrale Grundrechtsriige (Recht auf Geheim- und Privatsphare bzw. auch Art. 3
und 6 EMRK) dar, zumal sich das Obergericht sehr wohl auch mit dem Inhalt des
polnischen Urteils befasst und diesen Erwagungen entsprechend etwas entge-
gengehalten werden muss.

2. Eintretensvoraussetzungen (5 Punkte)

Die Grundrechtstragerschaft von juristischen Personen ist kurz zu thematisieren.
(An sich kénnte man sichauch — natdirlich nur in einer Fussnote —fragen, ob denn
eine geldschte juristische Person ohne weiteres Grundrechtstrager sein kann. So
selbstverstandlich ist das ndmlich nicht.)

Es sollte in einer Fussnote angesprochen werden, dass Punkt A des Spruchs ei-
gentlich nicht letztinstanzlich ist und insofern noch angefochten werden konnte.
(Dieses Vorgehen ware aber ein verfahrensékonomischer Leerlauf, weil das
Obergericht ja auch inhaltlich in einer Alternativbegriindung auf den Schriftsatz
vom 10.03.2017 eingeht. Entsprechend ware man gleich weit, wenn der Oberste
Gerichtshof die Zuriickweisung des Schriftsatzes aufheben und sich das Oberge-



3.1

richt im weiteren Verfahrensgang damit befassen misste und dann offensicht-
lich seine bisherige Alternativbegriindung nun eben als einzige Begriindung
Ubernehmen wiirde.)

Was Punkt B betrifft, so ergab sich hier ein Missverstandnis, weil teilweise ange-
nommen wurde, dass die erstinstanzliche Entscheidung (nur) durch den Spezial-
vorbehalt Ziff. 5 erganzt worden sei. Aus dem Sachverhalt hatte allerdings abge-
leitet werden konnen, dass schon die erstinstanzliche Entscheidung einen sol-
chen Spezialitdtsvorbehalt enthielt (siehe Ziff. 4 des Sachverhalts) und — weil sich
in den Erwagungen kein Hinweis findet, dass dieser Vorbehalt irgendwie abge-
andert wurde — effektiv eben nur wiederholt wurde; und dass eine wesentliche
materielle Anderung dahingehend erfolgte, dass das Ausfolgungssubstratgegen-
Uber der erstinstanzlichen Entscheidung eingegrenzt wurde (siehe den Hinweis
in eckigen Klammern zu Ziff. 6.6 ff. des Sachverhalts). Hinsichtlich des nichtfolge-
gebenden Teils des Spruchs liegtaber eine Konformentscheidung vor, welche ge-
mass Art. 77 Abs. 2 RHG i.V.m. § 238 Abs. 3 StPO letztinstanzlich ist. Die fehlende
Rechtsmittelbelehrung ist fir die Individualbeschwerde ohne Belang. Anders als
bei ordentlichen Rechtsmitteln lduft diese ausserordentliche Rechtsmittelfrist
auch ohne Rechtsmittelbelehrung.

Hinsichtlich des Enderledigungskriteriums ist es eigentlich nicht richtig, von ei-
nem ,gegenlber dem Hauptverfahren gesonderten Verfahren” zu sprechen.
Dies macht nur Sinn, wenn es auch ein (inlandisches) Hauptverfahren gibt. An-
ders als bei einem inlandischen Strafverfahren istdas Rechtshilfeverfahren ja das
einzige inlandische Verfahren. Dass im Ausland ein Strafverfahren gefiihrt wird,
ist dagegen fiir das Enderledigungskriterium irrelevant.

Grundrechtsriigen (33 Punkte)

Spruchpunkt A: Rechtliches Gehér/Beschwerderecht/Garantie des ordentli-

chen Richters, formelle Rechtsverweigerung (9 Punkte)

Wie erwahnt ist es sinnvoll, diese Grundrechtsriige an den Anfang zu stellen, um
damit die Grundlage dafiir zu schaffen, dass im Folgenden auch der Inhalt des
Schriftsatzes vom 10.03. beriicksichtigt werden kann.

Es geht hier um die Rechtsprechung des Staatsgerichtshofes zur Einmaligkeit des
Rechtsmittels. Der Staatsgerichtshof bringt dies primar in Zusammenhang mit
dem Gehorsanspruch, weil die Gewahrung des rechtlichen Gehors bedingt, dass



3.2

auch noch auf eine Gegendusserung reagiert werden kann, wenn darin wesent-
liches neues Vorbringen erstattet wird. Der weitere Ansatz ist, dass in Rechtsmit-
telverfahren, indenen Nova zuldssig sind, solche auchnach Ablauf der Beschwer-
defrist vorgebracht werden kénnen miissen, wenn dies innerhalb der Rechts mit-
telfrist nicht moglich war. Mit diesem Kriterium wird auch sichergestellt, dass die
Rechtsmittelfrist nicht unterlaufen wird. Da aber die Zuriickweisung des Rechts-
mittels grundsatzlich eine Verletzung des Beschwerderechts ist, besteht primar
auch eine Uberschneidung mit diesem Grundrecht und letztlich auch mit dem
Verbot der formellen Rechtsverweigerung und der Garantie des ordentlichen
Richters. Friiher wurde diese Argumentation auch in Zusammenhang mit dem

Verbot des Uberspitzten Formalismus gebracht.

In der Sache ist zu argumentieren, dass es sich hier tatsachlich um ein vorher
nicht verfiigbares Beweismittel handelt. Dass in der Obergerichtsentscheidung
als Datum der polnischen Entscheidung aus Versehen der 20. und nicht der
10.02.2017 angegeben wird, istirrelevant, zumal jedenfalls die Ubersetzung erst
am 02.03.2017 vorlag.

Es ist zu erwdahnen, dass der Inhalt dieser polnischen Entscheidung auch relevant
fur den Beschwerdefall ist. Es ist aber nicht sinnvoll, dies hier besonders auszu-
fihren, sondern es kann auf das materielle Vorbringen zum Recht auf Geheim-

und Privatsphare/Art. 3 u. 6 EMRK verwiesen werden.
Recht auf Geheim- und Privatsphare; Art. 3 und 6 EMRK (19 Punkte)

Gemadss Rechtsprechung tangiert die Beschlagnahme und Ausfolgung von Unter-
lagen in einem Strafrechtshilfeverfahren die Geheim- und Privatsphare. Entspre-
chend missen die Ublichen Grundrechtseingriffskriterien erfillt sein.

Was zunachst die gesetzliche Grundlage angeht, so kénnen auch Staatsvertrage
als solche dienen. Unabhdngig vom strittigen Rang des Volkerrechts gehen sie
nach der expliziten Regelung in Art. 1 RHG dem Rechtshilfegesetz vor.

Gemass Art. 51 Abs. 1 Ziff. 1i.V.m. Art. 19 Ziff. 1 RHG darf ein Strafverfahren im
ersuchenden Staat (insbesondere) den Grundsatzen von Art. 3 und 6 EMRK nicht
widersprechen. Dies muss aber auch fir die entsprechenden Abkommen gelten,
zumal das ERHU in Art. 2 Bst. b und das UNO-Korruptionsiibereinkommen in Art.
46 Abs. 21 Bst. b einen Vorbehalt hinsichtlich des ordre public bzw. ,andere we-
sentliche Interessen” des Landes beeintrachtigt.



Primar gestitzt auf die polnische Entscheidung kann nun argumentiert werden,
dass im Beschwerdefall die gesetzliche Grundlage fir die Rechtshilfeleistung
fehle.

Zur polnischen Entscheidung sollte zunachst auf die Rechtsprechung des Staats-
gerichtshofes zu den Anforderungen an sogenannte , parate Beweismittel” hin-
gewiesen werden. Solche parate Beweismittel sind grundsatzlich nur behordli-
che Dokumente und nur mit ihnen kann der Rechtshilfesachverhalt widerlegt
bzw. ein sonstiges Rechtsmittelhindernis belegt werden (siehe zuletzt StGH
2019/122, LES 2020, 133 [135 Erw. 3.5]). Die polnische Entscheidung erfiillt nun

diese Voraussetzungen offensichtlich.

Der Argumentation des Obergerichts ist Folgendes entgegenzuhalten:

Dass es im polnischen Fall um eine Auslieferung ging, ist nicht relevant, da jegli-
che Rechtshilfe nicht zuldssig ist, wenn eine Verletzung von Art. 3 und/oder 6
EMRK droht. Gerade dies ergibt sichaber explizit aus der Begriindung dieser Ent-
scheidung. Art. 19 Ziff. 1 RHG gilt aufgrund des Verweises gemass Art. 51 Abs. 1
Ziff. 1 RHG ausdriicklich auch fir die hier betroffene sogenannte , kleine Rechts-
hilfe”. Weiterist zu argumentieren, dass es ansich schon genligt, wenn einer der
im weissrussischen Verfahren Beschuldigten aufgrund seiner Religionszugeho-
rigkeit mit Verstossen gegen Art. 3 und/oder Art. 6 EMRK zu rechnen hat (in der
polnischen Entscheidung ist von , hoher Gefahr* die Rede; der EGMR spricht von
,reeller Gefahr” [, real risk“] einer entsprechenden Grundrechtsverletzung imer-
suchenden Staat; so auch schon die Leitentscheidung StGH 1995/021, LES 1997,
18 [29 Erw. 6.3]). Aus der polnischen Entscheidung ergibt sich entgegen den
obergerichtlichen Erwagungen auch, dass es sich hier um ein politisch motivier-
tes Strafverfahren handelt und aus diesem Grund alle Beschuldigten mit einem
unfairen Verfahren rechnen missen. An einer Stelle ist zwar nur davon die Rede,
dass ,ein politischer Zusammenhang bestehen (konnte)“; an anderer Stelle
heisst es aber, dass eine politische Komponente ,sehr wahrscheinlich” sei. Es ist
auch nicht entscheidend, dass das Obergericht die im polnischen Verfahren er-
hobenen Beweise nicht im Einzelnen kennt. Es genligt vielmehr, dass jedenfalls
ein (fir ein Auslieferungsverfahren sowieso lberraschend umfangreiches) Be-
weisverfahren unter Anhérung mehrerer Zeugen erfolgte und das polnische Ge-
richt zum Schluss kam, dass im ersuchenden Staat eine Verletzung von Art. 3
und/oder 6 EMRK droht.

Damit istansich auch der Einwand des Obergerichts hinfallig, dass die sonstigen

Beschwerdeausfiihrungen zur prekdaren Menschenrechtslage in Weissrussland
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zu wenig spezifisch seien. Immerhin ist fir den Fall, dass der Staatsgerichtshof
die Zurlickweisung des Schriftsatzes mit der polnischen Entscheidung als verfas-
sungskonform erachten wiirde, aus anwaltlicher Vorsicht auch gegen diesen Ein-
wand zu argumentieren. Allerdings ist der Erwagung des Obergerichts, dass pri-
mar einzelfallbezogen argumentiert werden miisse, wenig entgegenzuhalten,
zumal es sich bei Belarus — jedenfalls im Zeitpunkt der Entscheidung — um einen
noch einigermassen anerkannten EMRK-Staat handelte. Insbesondere kann aber
der Vergleich mit Deutschland und Liechtenstein als rundweg zynisch bezeichnet
werden.

Aus allendiesen Ausfiihrungen ergibt sich, dass der Grundrechtseingriff auch un-
verhdltnismassig ist, zumal auch die betreffenden vélkerrechtlichen und Geset-

zesbestimmungen schon den Verhdltnismassigkeitsaspekt berlicksichtigen.

Aus der polnischen Entscheidung ergibt sich auch, dass eine Auslieferung direkt
gegen Art. 3 Abs. 1 und Art. 6 Abs. 1 EMRK verstossen wiirde. Dies entspricht der
Praxis des Menschenrechtsgerichtshofes, wonach auch der rechtshilfeleistende
Staat gegen diese EMRK-Grundrechte verstosst, wenn er bei ernsthaften Beden-
ken eines solchen Verstosses im ersuchenden Staat trotzdem Rechtshilfe leistet.
Hierauf hat auch der Staatsgerichtshof in der erwdahnten Leitentscheidung StGH
1995/021 (a.a.0.) hingewiesen. Wenn entsprechend auch noch eine direkte Ver-
letzung von Art. 3 und 6 EMRK geltend gemacht wird, ergibt dies fiinf Zusatz-
punkte.

Subsididres Willkiirverbot (1 Punkt)

Zu dieser Grundrechtsriige genlgt es weitgehend, auf die Ausfiihrungen zu den

Grundrechtsriigen zu 3.2 zu verweisen.

Fehlender Kostenspruch: Willkiirverbot/Begriindungspflicht (4 Punkte)

Da die Beschwerdefiihrerin mit ihrer Beschwerde teilweise durchgedrungen ist,
hat sie Anspruch auf Kostenersatz. Nun ist zwar aus dem Sachverhalt nicht er-
sichtlich, dass sie einen Kostenantrag gestellt hat. Davon darf aber ausgegangen
werden. Zumindest misste das Thema in einer Fussnote aufgegriffen werden.
Da nicht ersichtlich ist, weshalb angesichts des Teilerfolgs kein Kostenersatz ge-
wahrt werden sollte, ist sowohl das Willkiirverbot als auch die grundrechtliche

Begrindungspflicht verletzt.



Antrag (2 Punkte)

Soweit in der Beschwerde nicht zwischen den Spruch Punkten A und B differen-
ziert und auch der fehlende Kostenspruch nicht thematisiert wird, ist der Antrag
von vornherein unproblematisch.

Anderenfalls ist aber zu differenzieren. Sinnvollerweise ist dann als Hauptantrag
die Aufhebung der gesamten Entscheidung zu beantragen; und jeweils als Even-
tualantrage die gesonderte Aufhebung von Spruchpunkt A und B; und als weite-
rer Eventualantrag, dass der Beschwerde wegen der unterbliebenen Kostenent-
scheidung Folge gegeben wird. Hierflir gibt es drei Zusatzpunkte.

Kostenverzeichnis (2 Punkte)

Im Strafrechtshilfeverfahren kommt in der Praxis immer ein Streitwert von CHF
20°000.- zur Anwendung. Da sich Uber die Schwere der Rechtshilfedelikte aber
nichts Naheres aus dem Sachverhalt ergibt, kann auch der Streitwert von CHF
5‘000.- fur Vergehen verwendet werden.

Aufschiebende Wirkung (3 Punkte)

Es ist offensichtlich und auch standige Rechtsprechung, dass in Rechtshilfefallen
betreffend die Ausfolgung von Urkunden die aufschiebende Wirkung gewahrt
wird, da die Ausfolgung als unwiederbringlicher Nachteil zu qualifizieren ist. Hin-
gegen ist ein (Eventual-)Antrag auf vorsorgliche Massnahmen nicht angebracht,
da es hier nur noch um die Unterlagenausfolgung selbst geht und somit keine
sonstigen Verfahrensschritte mehr anstehen, welche durch die Gewahrung der
aufschiebenden Wirkung blockiert werden kénnten.

Zusatzpunkte und Abziige

Fir allfallige weitere, nicht erforderliche, aber sinnvolle bzw. originelle Prifungs-
ausfihrungen konnen Zusatzpunkte gegeben werden. Umgekehrt kénnen fir
krass falsche Ausflihrungen bzw. Mangel auch Punkte abgezogen werden. Teil-

weise ist auf mogliche Zusatzpunkte schon hingewiesen worden.



2. Es ist nicht sinnvoll, die obergerichtlichen Erwdagungen betreffend nichtpubli-
zierte Entscheidungen zu bekampfen. Das Argument, dass sich die Beschwerde-
flhrerin nicht darum bemdht hat, die betreffenden Entscheidungen vom Gericht
zu erhalten, Uberzeugt. Falls allerdings argumentiert wird, dass bei einem sol-
chen Vorgehen die Beschwerdefrist faktisch verkirzt wird, kann ein Zusatzpunkt
gegeben werden.

3. Ebenso wenig sinnvoll ist es, Ausfiihrungen hinsichtlich des (vermeintlich unge-
nigenden) Verdachts zu machen, weil der Sachverhalt hierzu keine Anhalts-

punkte hergibt. Zudem istja auch nicht die ganze Obergerichtsentscheidung wie-
dergegeben. Auch hierflr kénnen keine Zusatzpunkte gegeben werden.

Gesamtpunktezahl: 50 Punkte (ohne Zusatzpunkte bzw. Abziige)

Benotungsskala

50 — 47 Punkte sehr gut

46 — 44 Punkte sehr gut bis gut
43 — 41 Punkte gut

40 — 37 Punkte gut bis geniigend
36 — 30 Punkte geniligend



	Staatsrecht gesamt
	Staatsrecht
	Staatsrecht OG-B FINAL
	Staatsrecht polnisches Urteil -FINAL

	Staatsrecht Standardlösung

